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Es mehren sich Fälle, bei denen Lkw-Fahrer nicht nur durch die Verwaltungsstraf-
behörde, sondern durch die Staatsanwaltschaft verfolgt werden. Für Fahrer und 
Unternehmer eine besondere Belastung.

rer und sein Arbeitgeber wandten sich 
wenige Monate später erneut an unsere 
Kanzlei. Diesmal erhielten sie von der 
Bezirkshauptmannschaft im Rahmen 
eines Verwaltungsstrafverfahrens zur 
selben Sache eine Aufforderung zur 
Rechtfertigung. Wieder ging es um den 
Vorwurf der 2- Fahrer-Besetzung und 
die Behauptung, der Lkw-Fahrer hätte 
bewusst die Fahrerkarte nicht gesteckt. 
Diesmal wurde ihm vorgeworfen, er 
habe keine Fahrerkarte benutzt, obwohl 
er sie benützen hätte müssen und würde 
dies einen schwerwiegenden Verstoß der 
Bestimmungen der EG-VO 165/2014 dar-
stellen. Das Verwaltungsstrafverfahren 
ist aktuell anhängig und sind wir positiv 
gestimmt, dass wir auch in diesem Ver-
fahren, einen Erfolg für den Lkw-Fahrer 
und den Transportunternehmer erzielen 
können. Wir werden sie jedenfalls auf 
dem Laufenden halten.
Der vorliegende Fall zeigt deutlich, dass 
man sich unbedingt zur Wehr setzen 
muss. Wäre das Strafverfahren anders 

ausgegangen, wäre der Lkw-Fahrer vor-
bestraft (!) und würde dies gleichzei-
tig auch zu einer Beeinträchtigung der 
Zuverlässigkeit des Güterbeförderungs-
unternehmers führen. Im schlechtes-
ten Fall kann dies zur Entziehung der 
Güterbeförderungskonzession führen. 
Das sehr aufwendige Strafverfahren war 
zudem auch sehr kostenintensiv. Auch 
das danach eingeleitete Verwaltungs-
strafverfahren wird sich über meh-
rere Monate hinziehen. Das Bittere an 
dieser Rechtslage bzw. Behörden- und 
Gerichtspraxis ist, dass in einem Straf-
verfahren bzw. Verwaltungsstrafverfah-
ren der Beschuldigte auch im Falle eines 
Freispruchs keinen Kostenersatz für die 
von ihm aufgewendeten Verteidigungs-
kosten erhält. Aus diesem Grund wird 
dringend empfohlen, als Transportun-
ternehmer eine für diese Problematik 
passende Rechtsschutzversicherung 
abzuschließen, bei der sich der Versi-
cherungsschutz auch auf die Lkw-Fah-
rer erstreckt. 
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E in Fernfahrer und dessen Arbeit-
geber (ein niederösterreichischer 

Transportunternehmer) wandten sich 
an unsere Kanzlei mit einem Strafan-
trag der Staatsanwaltschaft. Es handelte 
sich nicht um ein gewöhnliches Verfah-
ren einer Verwaltungsstrafbehörde. Die 
Staatsanwaltschaft legte dem Fernfahrer 
zur Last, dass er ein verfälschtes Beweis-
mittel in einem verwaltungsbehördli-
chen Verfahren verwendet hätte, indem 
er im Zuge einer Fahrzeugkontrolle der 
Landesverkehrsabteilung, eine Fahrer-
karte mit an diesem Tag manipulierten 
Aufzeichnungen von Lenk- und Ruhe-
zeiten vorgelegt habe. Die Staatsanwalt-
schaft behauptete, dass der Fernfahrer 
dadurch das Vergehen der Fälschung 
eines Beweismittels nach § 293 Abs. 2 
StGB begangen habe und beantragte die 
Ansetzung einer Hauptverhandlung vor 
dem Strafgericht und schlussendlich die 
Bestrafung nach dem Strafgesetzbuch. 
Wir haben dann sofort Akteneinsicht 
beim Strafgericht genommen und den 
Fall näher untersucht. Für uns stellte 
sich bei näherer Untersuchung heraus, 
dass die Staatsanwaltschaft die Rechts-
lage völlig falsch interpretiert hat.
Es wurde ein aufwändiges Strafverfah-
ren über mehrere Verhandlungstermine 
abgeführt. Die Staatsanwaltschaft ver-
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Nicht mehr nur die Exekutive und die 
Strafbehörden, nein auch die Staats-
anwälte werden nunmehr immer öfter 
aktiv wenn es darum geht, ihre Staats-
gewalt am Berufsfahrer zu demonst-
rieren. Die Überschrift darf man nicht 
falsch verstehen – Lkw-Fahrer sind nicht 
schwach und klein, aber gegenüber dem 
Gesetzgeber und der Behörde oft hilflos 
und im Nachteil. 
Der Fall, von Dr Schärmer aufgezeigt, 
führt uns wieder einmal vor Augen wie 
schnell man als Frächter und Fahrer 
unter die Räder des Gesetzgebers kom-
men kann – ehe man sich versieht ist 
man mitten drinnen und muss mit Hilfe 
eines Anwalts kämpfen um aus einer vor-
geworfenen Straftat mit heiler Haut her-

auszukommen. Und was bleibt am Ende 
des Verfahrens über? An Hand des Bei-
spiels von Dr. Schärmer ein Freispruch, 
aber die Kosten hat man selbst zu tragen. 
Ob diese Kosten der Fahrer selbst tra-
gen muss oder von seinem Arbeitgeber 
übernommen wird, steht oftmals in den 
Sternen. Bezahlt müssen diese jedenfalls 
werden, da im Strafrecht und bei Verwal-
tungsstrafverfahren immer der Beklagte 
die Kosten selbst tragen muss – auch 
wenn er freigesprochen wird! 

FÜHRERSCHEIN-RECHTSSCHUTZ
Mit dem von uns mit der WKO entwi-
ckelten Spezialstrafrechtsschutz haben 
Sie und Ihre Fahrer diese Sorge nicht 
mehr – denn beide, Ihr Unternehmen 
und Ihr wichtigstes Gut – der Lkw-
Fahrer –, sind gegen sämtliche straf-
rechtlichen und Behördenverfahren 
ausreichend geschützt. Und darüber 
hinaus ist Ihr Fahrer noch mit einem 
„Führerschein-Rechtsschutz“ (auch hier 

mit einer geringen Bagatellgrenze) und 
einem „Schadenersatz-Rechtsschutz“ 
versichert – alles im Preis inbegriffen! 

FINANZIELLER SCHADEN
Nutzen Sie die Gelegenheit und schüt-
zen Sie Ihre Fahrer durch unseren 
Spezialstrafrechtsschutz in Zukunft 
gegen finanziellen Schaden – er wird 
es Ihnen danken. Informieren Sie sich 
direkt bei einem unserer Kundenbera-
ter oder auf unserer Homepage www.
irm-kotax.com/unsere-produkte/
transportuternehmen-und-
spediteure/ 

Wir schützen die Schwachen
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   PRAXISTIPPS  

▶  Eine Verurteilung vor einem Strafgericht 
kann für die Zuverlässigkeit des Unter-
nehmers starke negative Folgen mit sich 
bringen, bis hin zur Entziehung der Güterbe-
förderungskonzession.

▶  Derartige Verfahren stellen meist eine 
große finanzielle Belastung und einen 
psychischen Druck für den Lkw-Fahrer und 
den Unternehmer dar.

▶  Oftmals sind die Strafvorwürfe haltlos, da 
die Rechtslage von Strafbehörden oft nicht 
richtig beurteilt wird.

▶  Strafverfahren und auch Verwaltungs-
strafverfahren sollten daher nicht auf die 
leichte Schulter genommen werden!

▶  Es wird empfohlen, eine passende 
Rechtsschutzversicherung abzuschließen, 
damit der finanzielle Schaden aufgrund 
der aufzuwendenden Verfahrenskosten 
„abgefedert“ wird und damit ein darauf 
spezialisierter Rechtsanwalt alle Ver-
teidigungsmittel zur Verhinderung von 
Vorstrafen, Beeinträchtigungen der gewer-
berechtlichen Zuverlässigkeit und ähnliche 
nachteilige Folgen, ausschöpfen kann.

suchte mit allen zur 
Verfügung stehenden 
Mitteln eine Verurtei-
lung des Lkw-Fahrers 
nach dem Strafgesetz-
buch zu erwirken. Im Rahmen der Ver-
handlungen haben wir den Sachver-
halt genauestens aufbereitet, um den 
Richter von der Unschuld und von der 
unrichtigen Auslegung der Rechtslage 
durch die Staatsanwaltschaft zu über-
zeugen. Die Staatsanwaltschaft hat aus 
unserer Sicht die maßgeblichen Bestim-
mungen der Sozialvorschriften nicht 
richtig interpretiert.

KEINE 2-FAHRER-BESETZUNG
Der von uns vertretene Lkw-Fahrer 
befand sich „lediglich zur falschen Zeit 
am falschen Ort“. Die Staatsanwalt-
schaft hat unrichtigerweise eine Mehr-
fachbesetzung bzw. Doppelbesetzung 
des Lkw angenommen, obwohl sich der 
Lkw-Fahrer weder in der Funktion als 
Lenker noch als Beifahrer im Fahrzeug 
aufhielt. Der Lkw-Fahrer befand sich 
bereits in seiner Freizeit und wollte mit 
seinem Kollegen lediglich plaudern und 
hat sich aus diesem Grund entschieden, 
einen Teil der Strecke mit seinem Kol-
legen mitzufahren. Der Lkw-Fahrer war 
daher auch kein Beifahrer.

LEDIGLICH MITFAHRER
Wir konnten das Gericht davon über-
zeugen, dass der Beschuldigte während 
seines Aufenthalts in der Fahrerkabine 

lediglich als Mitfahrer zu qualifizieren 
war und ihm oblag daher keine Pflicht 
zur Verwendung von Kontrollmecha-
nismen im Sinne der VO 164/2014 iVm 
VO 561/2006. Das mögliche Einweisen 
eines Lkw kann nicht als Arbeitspflicht 
oder Bestandteil eines Arbeitsvertrages 
qualifiziert werden, wenn diese Tätig-
keit nicht vom Arbeitgeber angeordnet 
war und der Arbeitgeber auch nichts 
von dieser Mitfahrt wusste. Jede andere 
dritte Person hätte diese Fahrzeugein-
weisung ausführen können. Das Mit-
fahren des Beschuldigten mit seinem 
Kollegen erfolgte ausschließlich auf frei-
williger Basis und konnte daher nicht 
als Arbeitseinsatz qualifiziert werden. 

FREISPRUCH 
Entgegen den Erwartungen und Bemü-
hungen der Staatsanwaltschaft hat der 
Richter nach diesem intensiven und 
zeitaufwändigen Beweisverfahren den 
Lkw-Fahrer freisprechen müssen. Die 
Vorwürfe der Staatsanwaltschaft konn-
ten wir in allen Bereichen grundlegend 
widerlegen.

NEUERLICHE STRAFVERFOLGUNG
Unser Mandant konnte zunächst durch 
den Freispruch aufatmen. Doch die 
Ruhe hielt nicht lange an. Der Lkw-Fah-

 FEHLINTERPRETATION  
Eine vermeintliche 

2-Fahrer-Besetzung führte 
zu einem Verwaltungsstraf-

verfahren – eine kosten- 
und nervenaufreibende 

Sache. 


